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Liebe Leserinnen und Leser,

...kurz gefasst

in dieser Ausgabe meines 

Newsletters möchte ich 

besonders darauf aufmerk-

sam machen, dass Sie mich 

am 19.11.2010  in der Zeit 

zwischen 18.30 und 21.00 

Uhr  unter der Telefon-Nr.  

04269-6160   am Sorgente-

lefon persönlich erreichen 

können, um mir Ihre Nöte 

und Sorgen mitzuteilen .                                                                

Herzliche Grüße

Ihre

Mechthild 

Ross-Luttmann

Hannover. Vertreter der BBS 

Rotenburg, Zeven, Bremer-

vörde, der Beeke-Schule 

Scheessel sowie ein Vertreter 

der Landesschulbehörde ü-

bergaben während des No-

vemberplenums in Hannover 

an Kultusminister Dr. Bernd 

Althusmann den 1. Berufsbil-

dungsordner, der in Zusam-

menarbeit der BBS Roten-

burg mit dem Arbeitskreis 

„Region des Lernens“ erstellt 

wurde. Dieser soll jungen 

Menschen Orientierung ge-

ben und sie konkret bei ihren 

Bewerbungen unterstützen. 

Er enthält viele wertvolle 

Tipps für eine richtige und 

erfolgversprechende Bewer-

bung und sollte auf keinem 

Schülerschreibtisch fehlen. 

Nähere Informationen erhal-

ten Sie unter: http://bbs-

r o w . d e / b b s / w b / p a g e s /

r e g i o n - d e s - l e r n e n s /

beruf so r i enti eru ng sor d-

ner.php

Rotenburg. Björn Thümler, 

CDU-Fraktionsvorsitzender 

im Nds. Landtag, besichtigte 

auf seiner Herbsttour die 

Firma Borco-Höhns GmbH & 

Co.KG. Lothar Geißler, ge-

schäftsführender Gesell-

schafter und Präsident der 

IHK Stade, informierte wäh-

rend des Rundganges über 

sein Unternehmen. Im An-

schluss fand eine angeregte 

Diskussion über Fördermög-

lichkeiten und Hygienemaß-

nahmen im internationalen 

Vergleich statt.

kreises „Unser Dorf hat Zu-

kunft“  vorbereitet, wurde 

der Ministerin ein lebendiges 

Dorf mit seinen Highlights 

„Oper und Operette auf dem 

Bauernhof“ bei der Familie 

Holsten und die „Dt. Meister-

schaften im Kartoffeln aus-

kriegen“ bei Bauer Poppe 

vorgestellt. Außergewöhnli-

che Projektbauten wie z. B. 

der Bau der Achterbahn 

„Colossos“ im Heide-Park 

oder der Überbau eines Au-

tohauses mit einem überdi-

m e n s i o n a l e n  G e c k o 

(Autohaus Wiesmann in Dül-

men/Westfalen) wurden 

beim  Holzbaubetrieb Cordes 

in Augenschein genommen.

Im MGH fanden bei Kaffee 

und Kuchen abschließende 

Gespräche statt. Ministerin 

Grotelüschen war von der 

Vielfalt des Dorflebens sehr 

beeindruckt.
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Termine

17.11.2010 

Rechtsausschuss

17.11.2010 

Vorstandssitzung 

GV Rotenburg

19.11.2010 

Feier anl. des 150 jäh-

rigen Gründungstages 

des Diakonissen-

Mutterhauses

19.11.2010

Sorgentelefon

22.11.2010

Pressegespräch

24.11.2010

Rechtsausschuss

26.11.2010

Vorlesetag

Schule am Grafel

Rotenburg

29.11.2010

Rechtsausschuss

29.11.2010

Seniorennachmittag

Ostervesede

02.12.2010

Agrarpolitischer 

Klönschnack

Waffensen

Waffensen. Astrid Grotelü-

schen, Ministerin für Ernäh-

rung ,  La ndw irt sc haft , 

Verbraucherschutz und Lan-

desentwicklung, besuchte 

auf meine Einladung das 

Golddorf Waffensen. 

Mit viel Liebe vom Ortsbür-

germeister Hartmut Leefers 

und Vertretern des Arbeits-



Treffen mit dem Hospizverein

beschlossen hat. Letztlich 

haben wir mit den Änderun-

gen des Wahlgesetzes diesen 

Beschluss  umgesetzt.

Die Wahlen der Hauptver-

waltungsbeamten im Jahr 

2006 haben uns gezeigt, dass 

die leider ohnehin niedrige 

Wahlbeteiligung von durch-

schnittlich 50 % bei den Di-

rektwahlen noch einmal er-

schreckend auf im Schnitt 

nur noch rund 35 % bei den 

Stichwahlen gesunken ist. 

Dies zeigt ganz deutlich, dass 

die Wählerinnen und Wähler 

wenig Interesse haben, 

mehrfach hintereinander an 

die Wahlurne zu gehen. 

 Mit Blick auf den Mehrauf-

wand und die zusätzlichen 

Kosten einer Stichwahl kann 

dies auch nicht im Interesse 

der Kommunen liegen. Dar-

um soll in Niedersachsen der 

zusätzliche Wahlgang für 

Stichwahlen ab dem 11. Sep-

tember 2011 entfallen.

Der Niedersächsische Land-

tag hat am 9.11.2010 die 

Änderungen zum Kommunal-

wahlgesetz nach ausführli-

cher Beratung in den Gre-

mien mit den Stimmen von 

CDU und FDP rechtzeitig zur 

Kommunalwahl im Septem-

ber 2011 beschlossen.

Die wesentlichen Änderun-

gen sind:

1. Die Stichwahl bei der 

Wahl des Hauptverwal-

tungsbeamten wird abge-

schafft.

Der Wegfall der Stichwahlen 

bei der Wahl des Hauptver-

waltungsbeamten bildete 

den Schwerpunkt der Geset-

zesberatung. Uns war es  

wichtig, für diese Entschei-

dung eine breite Zustim-

mung in der Partei zu finden. 

Ich habe mich gefreut, dass 

der Landesparteitag der CDU 

am 27. und 28. August 2010 

in Lingen die Abschaffung 

der Stichwahl mehrheitlich 

Änderung des Kommunalwahlrechts
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Ich bin davon überzeugt, 

dass die mit dem Wegfall der 

Stichwahl einhergehende 

Bündelung der Wahlent-

scheidung auf einen einzigen 

Wahltermin zu einer breite-

ren demokratischen Legiti-

mation der gewählten 

Hauptverwaltungsbeamtin-

nen und Hauptverwaltungs-

beamten in Niedersachsen 

führen wird, weil dieser Wahl 

im Vergleich zu einer Stich-

wahl regelmäßig eine höhere 

Wahlbeteiligung zu Grunde 

liegt.

2. Wahlbereiche werden 

teilweise reduziert.

3.  Wahlbereichsübergrei-

fende Nachrücker werden 

ermöglicht.

Wenn die Liste erschöpft ist, 

kann im Bedarfsfall ein Nach-

rücker auch wahlbereichs-

übergreifend benannt wer-

den.

Diesem Ziel dient auch die 

obligatorische Einrichtung 

eines Beirats, in dem künftig 

Vertreterinnen und Vertreter 

beteiligter Bildungseinrich-

tungen die berufsbildenden 

Schulen beraten können.  

2.  Verwaltungspersonal be-

rufsbildender Schulen wird 

aus Landesmitteln finanziert

3.  Berufsbildende Schulen 

erhalten jeweils ein gemein-

sames Budget von Schulträ-

ger und Land

4.  Berufsbildende Schulen 

können sich an beruflichen 

Fortbildungen anderer Ver-

anstalter beteiligen

5.  Fachgymnasien werden in 

„Berufliche Gymnasien“ um-

benannt

Ab dem 01.01.2011 werden 

alle berufsbildenden Schulen 

des Landes Niedersachsen zu 

modernen Kompetenz- und 

Qualifizierungszentren ihrer 

Region weiterentwickelt. 

Damit werden die Ergebnisse 

des sehr erfolgreichen Schul-

versuchs (BBS in Nds. als 

Kompetenzzentren auszu-

bauen) auf alle 134 berufsbil-

denden Schulen übertragen. 

Die hierfür notwendigen 

Änderungen im Nds. Schul-

gesetz sind in der November-

sitzung des Landtages mit 

einer breiten Mehrheit ver-

abschiedet worden. Sie 

schaffen die notwendigen 

rechtlichen Rahmenbedin-

gungen für eine Weiterent-

wicklung und Modernisie-

rung unserer berufsbilden-

den Schulen zu eigenverant-

wortlichen, dienstleistungs-

und kundenorientierten Qua-

lifizierungszentren in der 

Region.

Folgende wesentliche Ände-

rungen wurden beschlossen:

1.  Vertreter von Ausbil-

dungsbetrieben werden im 

Vorstand berufsbildender 

Schulen neben Eltern, Schü-

lern und Schulvertretern 

stimmberechtigt sein

Künftig werden im Schulvor-

stand der berufsbildenden 

Schulen außerschulische 

Repräsentanten – insbeson-

dere der Kammern und der 

ausbildenden Wirtschaft –

stimmberechtigt vertreten 

sein. Mit dieser Neuregelung 

wird die Kooperation mit der 

Wirtschaft institutionell ab-

gesichert und intensiviert. 

Berufsbildende Schulen werden modernisiert

„Niedersachsens 

berufsbildende 

Schulen werden 

modernisiert“

„Die Stichwahl 

bei der Wahl des 

Hauptverwal-

tungsbeamten 

wird abge-

schafft.“

Bildergalerie

schen auf ein weit gespann-

tes Hilfsnetz zugreifen  

können. 

In den Gesprächen unter-

einander wurde von jedem 

der Teilnehmer deutlich, 

dass die Ausbildung als 

Vorbereitung auf diese Tä-

tigkeit wichtig ist, um mit 

der richtigen Einstellung 

und hohem Einfühlungsver-

mögen zu helfen. 

an. Die Helfer nehmen auf 

Wunsch am täglichen Leben 

der Betroffenen teil, entlas-

ten und unterstützen die 

Angehörigen oder können als 

Zuhörer und Gesprächspart-

ner auch nur einfach da sein. 

Vertraulichkeit und Ver-

schwiegenheit sind selbstver-

ständlich.

Deshalb ist es mir ein Bedürf-

nis, die Schirmherrschaft 

über den Verein zu überneh-

men. Ich unterstütze die Ver-

netzung ambulanter und 

stationärer Hilfsangebote. Es 

ist wichtig, dass schwerst-

kranke und sterbende Men-

Zu einem Erfahrungs- und 

Meinungsaustausch habe ich 

Ende Oktober die ehrenamt-

lich arbeitenden Hospizhel-

fer des „Vereins für Palliativ-

und Hospizarbeit in der Regi-

on Rotenburg“ ins Landcafé 

Lauenbrück eingeladen.

Der „Verein für Palliativ- und 

Hospizarbeit in der Region 

Rotenburg“ mit der Vorsit-

zenden Ingeborg Koch-Dreier 

leistet engagierte und gute 

Arbeit.

Er bildet Männer und Frauen 

für die Tätigkeit aus und bie-

tet die Begleitung kostenfrei 
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Große Anfrage der CDU/FDP 

Landtagsfraktion

nen so bei ihrer Entschei-

dung zur Berufswahl hel-

fen.

Gleichzeitig möchten wir 

wissen, ob seitens des 

Landes konkreter Hand-

lungsbedarf besteht.

Der Inhalt der großen An-

frage (Drs.: 16/000) kann 

abgerufen werden unter :

h t t p : / / w w w . c d u -

f r a k t i o n -

n i e d e r s a c h s e n . d e /

p r e s s e m i t t e i l u n -

gen.php?page=2359

Die CDU- und FDP-

Mitglieder des Ausschus-

ses für Rechts- und Ver-

fassungsfragen haben eine 

große Anfrage zur Situati-

on der Anwaltschaft und 

Notare vorbereitet.

Beide Regierungsfraktio-

nen wollen sich angesichts 

deutlich steigender Zah-

len der Rechtsanwälte ein 

Bild über die Situation der 

Rechtsanwälte und Notare 

in Niedersachsen. 

Gerade  jungen Men-

schen, die Rechtswissen-

schaften studieren möch-

ten, wollen wir einen Ü-

berblick über diesen Be-

rufszweig geben und ih-
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Zukünftige Schulstruktur für Niedersachsen: 

Die Oberschule

 Angesichts des demographi-

schen Wandels und des da-

mit verbundenen Schüler-

rückgangs (von zur Zeit etwa 

928 000 Schüler und Schüle-

rinnen an allgemeinbilden-

den Schulen auf nur 

noch  rund 700 000 im Jahr 

2020) soll künftig neben den 

Berufsbildenden Schulen, 

den  Gesamtschulen und den 

Gymnasien die Oberschule 

als attraktive neue Schulform 

eine wohnortnahe Schulver-

sorgung gewährleisten.

Die Oberschule, mit gymna-

sialer  (mindestens 3-zügig) 

oder ohne gymnasiale Opti-

on mit integrativen und ko-

operativen Elementen er-

möglicht eine Zusammenfas-

sung von Haupt- und Real-

schulen; aber auch von Ko-

operativen Gesamtschulen.

Sie wird als Ganztagsschule 

mit teilweise verpflichten-

dem, im Übrigen freiwilligem 

Ganztagsangebot geführt. 

Jede Oberschule erhält sozi-

alpädagogische Fachkräfte, 

die die unterrichtende und 

erzieherische Arbeit der 

Lehrkräfte unterstützt.

In den kommenden Wochen 

nach dem 2. Bildungsgipfel 

ist es wichtig, die inhaltliche 

Ausgestaltung der Oberschu-

le weiter zu präzisieren.

Die Fraktionen von CDU und 

FDP haben bei der Haus-

haltsklausur beschlossen, für 

die Einrichtung der Ober-

schulen 10 Millionen Euro im 

Haushalt 2011 bereitzustel-

len.

Auch wenn alle tragfähigen 

weiterführenden Schulen in 

Niedersachsen fortgeführt 

werden können, bin ich da-

von überzeugt, dass die  

künftige Oberschule für 

Schüler und Schülerinnen 

höchstmögliche Bildungsab-

schlüsse ermöglicht und ge-

rade in der Fläche ein diffe-

renziertes und attraktives 

Schulangebot bietet.

Ich würde es begrüßen, wenn 

die kommunalen Schulträger 

die Chancen und die Mög-

lichkeiten der neuen Schul-

form für ihre Region erörtern 

und habe mich gefreut, dass 

sich sowohl Visselhövede als 

auch Rotenburg die Einrich-

tung vorstellen können.


